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c,~ c.,~~ In der Bußgeldsache gegen 

geboren am 
wöhnhaft in / 

in 

wegen Verkeh~sordnungswidrigkeit 

hat der 3. Senat für Bußgeldsachen des Kammergerichts in Berlin 

am 11. Jun~ 2009 beschlossen: 

/ 
/ 

Auf .den Antrag der Betroffenen wird die Rechtsbe­

sc werde gegen das Urteil des Amtsgerichts Tiergar­

ten in Berlin vom 25. Februar 2009 zugelassen. 

Auf die Rechtsbeschwerde wird das genannte Urteil 

aufgehoben. 
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Die Sache wird zu neuer Verhandlung und Entscheidung 

- auch über die Kosten der Rechtsbeschwerde - an das 

Amtsgericht zurückverwiesen. 

G r ü n d e 

Der Polizeipräsident in Berlin hat gegen die Be~roffene w~ gen 

Missachtung des Rotlichts der Lichtzeichenanlage eine Geldbuße 

in Höhe von 100,00 Euro verhängt. Dem Bußg~ ldbescheLd lagen 

als Beweismittel von einer automatischen Rotlicht~amera gefer-

,. tigte Frontfotos zugrunde. Der auf dLesen aögeblldete ~w war 

auf die Firma Europcar Autovermietung z~el/qssen, d'e im Rah­

men ihrer Anhörung die Betroffene als Fahrerin b~nnt hatte. 

In dem ihr daraufhin übersandten Anhörungsbngen gab die Be­

troffene am 15. Oktober 2008 an, da~sie zur Tatzeit Fahrerin 

des Pkw gewesen sei und der Verke~svers oß zugegeben werde. 

Nach rechtzeitiger Einspruchse~nlegung und Anberaumung eines 

Hauptverhandlungsterm~ns dur{h das Amtsgericht beantragte der 

Verteid i ger der Bet~off~n, di~se von der Verpflichtung zum 

persönlichen Erscheinen in ~~auptverhandlung zu entbinden. 

Dabei gab er an, di~Betr0~ ene erkläre hiermit ausdrücklich, 

sich auch · n de r/ Hauptve handlung nicht weiter zur Sache äu­

ßern zu~ollJ9 . VoDliegend werde die Fahrereigenschaft durch 

die Bet o ~fene nie t bestritten. Da diese die Fahrereigen­

schaft e~nräume und die Ordnungswidrigkeit durch Augenzeugen 

und Verneh~von Polizeibeamten festgestellt werden könne, 

sei die Nichtentbindung vom pflichtgemäßen Ermessen des Tat-

richters nicht mehr gedeckt. Mit Beschluss vom 19. Februar 

2009 lehnte das Amtsgericht diesen Antrag ab. Zur Begründung 

gab es an, vorliegend gehe es um den Vorwurf eines Rotlicht­

verstoßes und maßgebliches Beweismittel sei ein Lichtbild der 
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Verkehrsüberwachungskamera, welches eine Fahrerin erkennen 

lasse. Die Überprüfung und Identifizierung, ob die zu P-rken­

nende Fahrerin mit der Person der Betroffenen identisch sei, 

wolle und dürfe sich das Gericht zum Zwecke der Überzeugungs­

b i ldung vorbehalten. Dem Gericht sei nicht entgangen, dass 

sich die Betroffene als Fahrzeugführerin zur Tatzeit offenbar­

t e, es habe aber den Sachverhalt von Amts wegen au 

Es sei immer zugleich abzuklären, ob ein etwaiges Gestan~is 

glaubhaft sei oder ob ein Betroffener sich n U<r · n c:Ue PDicht 

nehmen lasse, um andere zu decken. Zum Hau~tverhandl 0ngsterm~n 

vom 25. Februar 2009 war der Verteidiger der Betro~enen, 
nicht jedoch diese selbst erschienen. Da aufh~hat ~~ Amts­

gericht den Einspruch der Betroffenen mi dem angefQc h t.enen 

Urteil nach § 74 Abs. 2 OWiG verworfen und zur Begründung auf 

seinen Beschluss vom 19. Februar 2009 hingewiesen, an dessen 

Rechtsauffassung es festhalte. Auß;xdem komme hinzu, dass die 

Betroffene - entgegen ers er Annahme - inre Fahrereigenschaft 

gerade nicht eingeräumt habe, da e'n b l oßes "Nichtbestreiten" 

kein Geständnis da ste~e }Pd k~ ine hinreichende Tatsachen­

grundlage für die rlohterliche ~erzeugungsbildung biete. Ge­

gen dieses U te~l ricw{en slch der Antrag auf Zulassung der 

RechtsbesG werde und die m t der Versagung rechtlichen Gehörs 

be~ündete RechG0esc weree. 

Die Rechts lzleschwerde ist gemäß § 80 Abs. 

sen, da /s ge'bp\ en ist, das Urteil wegen 

liehen Gehöxs aufzuheben. 

1 Nr. 2 OWiG zuzulas-

Versagung des recht-

Die Verfahrensrüge, das Amtsgericht habe dem Antrag der Be­

troffenen, sie gemäß § 73 Abs. 2 OWiG von der gesetzlichen 

Pflicht zum persönlichen Erscheinen zu entbinden, zu Unrecht 

nicht entsprochen und daher durch die Verwerfung ihres Ein-
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spruchs nach § 84 Abs. 2 OWiG ihren Anspruch auf recht~iches 

Gehör (Art. 103 Abs. 1 GG) verletzt, ist - entgegen der von 

der Generalstaatsanwaltschaft Berlin vertretenen Auffassung -

ordnungsgemäß ausgeführt. Die beiden von der Generalstaatsan­

waltschaft zur Begründung ihrer Auffassung zitierten Entschei-

dungen des OLG Hamm (NStZ-RR 1999, 23; NZV 1993, 244 = VRS 84, 

234) sind vorliegend nicht einschlägig, da sie sich nicht auf 

fälle der Verwerfung eines Einspruchs nach § 74 bs. 2 OW~G 

bei vorher igem erfolglosem Antrag auf Entbindung von~ 
Pflicht zum persönlichen Erscheinen bezieheD, sond~n zum e~­

nen ein Verfahren mit in Abwesenheit des Betrof~en ergange­

nem Sachurteil, bei dem dessen zuvor gestell~m Antrag auf 

kommissarische Vernehmung durch ei Amtsgericht icbt entspro­

chen worden war, zum anderen ein Verfah~en, in dem eine Ver­

letzung rechtlichen Gehörs infolge Verkündu des Urteils ohne 

vorherige Worterteilung aB den Vert~iger äes Betroffenen und 

den Betroffenen selbst gerügt w~de. Der sonst im Rahmen einer 

Gehörsrüge erforderlache ~5)Rgung, was der Betroffene in der 

Hauptverhandlung vorgetLaget hätte, bedarf es jedoch im vor ­

liegenden fall nicHt, da die Betroffene nicht rügt, dass ihr 

eine StellungQP:Je zu entscneidungserheblichen Tatsache ver ­

wehrt worden sel~dern dass das Gericht ihre Erklar 'Jng zur 

Sacfie in em die Ent indung beantragenden Schriftsatz nicht 

ausreic~nd~ur ~en tnis genommen hat (vgl. Senat, VRS 113, 63 

(64) und Besch~ss vom 5; November 2007 - 3 Ws (B) 522/07; 

Brande~gisohes OLG NZV 2003 , 432). Insoweit ist in dem Zu­

lassungsantrag vorgetragen worden, dass mit dem Antrag auf 

Entbindung der Betroffenen von der Pflicht zum persönlichen 

Erscheinen in der Hauptverhandlung deren Fahrereigenschaft zur 

Tatzeit eingeräumt und zugleich ausdrücklich erklärt worden 

sei, dass die Betroffene sich in der Hauptverhandlung nicht 

weiter zur Sache äußern wolle. Des Weiteren sei beantragt wor -
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den, die Lebensakte der Rotlichtüberwachungsanlage beizuzie­

hen. 

Die Rüge der Verletzung rechtlichen Gehörs ist auch begründet. 

Die Betroffene war vorliegend nach § 73 Abs. 2 OWiG von ihrer 

Anwesenheitspflicht zu entbinden. Denn nach dieser Bestimmung 

entbindet das Gericht den Betroffenen von seiner Ve ~pflichtung 

zum Erscheinen, wenn er sich zur Sache geäußert oder erk~rt 

hat, dass er sich in der Hauptverhandlung nicht äußern werde 

und seine Anwesenheit zur Aufklärung wesen ~ iche r Gesichts­

punkte des Sachverhalts nicht erforderlich ist. y abei ist zu 

beachten, dass die Entscheidung über den Entb~dungsantrag 

nicht in das Ermessen des Gerichts gestell~~rd, dieses viel­

mehr verpflichtet ist, dem Antrag zu entspreche , sofern die 

Voraussetzungen des § 73 Abs. 2 OWiG y~iegen (vgl. Senat in 

std. Rspr.; vgl. etwa VRS 111, 146 und 113, 63 sowie Beschluss 

vom 5. November 2007 a.a.O.; OLG Dresden DAR 2005, 460). Hier 

liegen entgegen der Annahme d~ Am, sgerichts in dem den Ent­

bindungsantrag zurückwe~senden Be chluss keinerlei Anhalts­

punkte dafür vor, da s ~us dem Gesichtspunkt der Aufklärungs­

pflicht die An~senheit der Betroffenen in der Hauptve~hand­

lung geboren gewe ~en wäre. In dem Beschluss ist das Amtsge­

richt selbst da ""Son ausgegangen, "dass sich die Betroffene als 

Fahrzeugführ&rin zur Tatzeit offenbarte" und hat afs wesentli­

che Gesichtpußkt ~e r Aufklärung, der ihre Anwesenheit in der 

Hauptv~rhandfung erforderte, lediglich darauf abgestellt, es 

sei "immer ugleich abzuklären, ob ein etwaiges Geständnis 

glaubhaft ist oder ob ein Betroffener sich nur in die Pflicht 

nehmen lässt, um andere zu decken", und es im Hinblick darauf 

für erforderlich angesehen, eine Identifizierung der Betroffe­

nen anhand des Lichtbi lds der Verkehrsüberwachungskamera vor­

zunehmen . Auch wenn dem Tatrichter bei der Beurteilung der 
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frage, ob die Anwesenheit des Betroffenen in der Hauptverhand­

lung zur Aufkl~rung wesentlicher Gesichtspunkte des Sachver­

halts erforderlich ist, ein weiter Ermessensspielraum einzu­

raumen ist und es sich demgemäß bei der rechtlichen Kontrolle 

der tatrichterlichen Entscheidung durch das Rechtsbeschwerde­

gericht unter Berücksichtigung aller Umstände aufdrängen muss, 

dass die Anwesenheit des Betroffenen in der Hauptverhandlung 

zur Aufklärung wesentlicher Umstände des Sachverl"lalts nicbl.>t 

erforderlich war (vgl. Senge in KK, OWiG 3. AJJ:fl., 7~n. 
37) , kann die vom Amtsgericht zur Begründung sei~er ~ncschel 

dung quasi "ins Blaue" hinein aufgestell e Ve mut,u(g einer 

rechtlichen Überprüfung nicht stand halten, z/~ zu berück­

sichtigen ist, dass die Betroffene, die ic~t Halter·n des 

festgestellten Pkw war, nicht von einer ~ivaten Einzelperson 

als Fahrerin benannt wurde, sonde ) n von einer großen Autover­

mietungsfirma, von der sie offensi~lich den Pkw ausgeliehen 

hatte. / 
Es kann dahingestell~ei~n, ob die daher rechtsfehlerhafte 

Begründung des B schlusses vom 19. februar 2009 durch die im 

angefochtenen Urteil / vorgenommene weitere Hilfsbegründung ü­

berhaupt geheil werden konnte, da auch diese nicht tragfähig 

ist. Entgegen d&r insowei seiner Entscheidung zugrunde geleg­

ten Ann~m · des Amt~ichts, der Verteidiger der Betroffenen 

habe i~ejnem Schriftsatz vom 18. februar 2009, mit dem die 

Entbindsng ~4 Betroffenen von der Verpflichtung zum persönli­

chen E{ scheinen beantragt wurde, auf ein bloßes Nichtbestrei­

ten der Fahrereigenschaft durch die Betroffene abgestellt, das 

kein Geständnis darstelle, ist dies nicht der Fall. Denn es 

ist zu berücksichtigen, dass dieser Schriftsatz nach Aktenein­

sicht durch den Verteidiger und somit in Kenntnis und im An­

schluss an die bereits im Anhörungsbogen am 15. Oktober 2008 
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ausdrücklich und ohne jede Einschränkung von der Betroffenen 

eingeräumte Fahrereigenschaft erstellt wurde. Im Hinblick auf 

diese Umstände war klar ersichtlich, dass die im Schriftsatz 

gewählten Formulierungen kein Abrücken davon bedeuten sollten. 

Daher ist auch die vom Amtsgericht zitierte Entscheidung des 

Oberlandesgerichts Düsseldorf (VRS 112, 124) nicht einschlä­

gig . . 

A 

Danach war das angefochtene Urteil aufzuheben und die S~e zu 

neuer Verhandlung und Entscheidung an das Amtsgeric~t zunück-

zuverweisen. 

Libera 


